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Beitrittserklärung – Einzugsermächtigung
Ich erkläre meinen Beitritt zur Roten Hilfe e.V.
Ich zahle einen Mitgliedsbeitrag in Höhe von:

� monatlich Normalbeitrag ∆ 7,50 | anderer Beitrag ∆
vierteljährlich Normalbeitrag ∆ 22,50 | anderer Beitrag ∆ 

� halbjährlich Normalbeitrag ∆ 45,– | anderer Beitrag ∆ 
� jährlich Normalbeitrag ∆ 90,– | anderer Beitrag ∆ 

Ich zahle einen Solibeitrag von jährlich 120,– ∆ monatlich 10,– ∆

Der Mindestbeitrag beträgt ∆ 7,50 monatlich. Der ermäßigte Mindestbeitrag (für
SchülerInnen, Erwerbslose usw.) beträgt ∆ 3,– monatlich. Die Mitgliedschaft be-
ginnt erst mit Eingang des ersten Mitgliedsbeitrages.

� Ich ermächtige den Bundesvorstand der Roten Hilfe, jederzeit widerruflich,
meinen Beitrag jeweils zu Beginn des Fälligkeitsdatums zu Lasten meines un-
ten angegebenen Kontos durch Lastschrift einzuziehen. Innerhalb von 6 Wo-
chen kann ich bereits vollzogene Lastschriften wieder rückgängig machen. Von
mir verursachte Rücklastgebühren (Rückbuchungen z.B. bei ungedecktem Kon-
to) gehen zu meinen Lasten und können ebenfalls von meinem Konto abge-
bucht werden.
oder

� Ich zahle per Dauerauftrag auf das Konto der Roten Hilfe e.V. mit dem Betreff
»Mitgliedsbeitrag« Kto-Nr.: 19 11 00-462, BLZ 440 100 46, Postbank Dort-
mund, IBAN: DE75 4401 0046 0191 1004 62, BIC: PBNKDEFF

� Ich bin an aktiver Mitarbeit interessiert
� Ich möchte den email-Newsletter der Roten Hilfe beziehen, der aktuell über

Repression berichtet

Vorname, Name

Straße, Hausnummer

PLZ, Ort

Telefon e-mail

Konto-Nr BLZ

Name, Ort des Geldinstituts

Ort, Datum Unterschrift

Kontakt: Rote Hilfe e.V.
Bundesgeschäftsstelle
Postfach 3255, 37022 Göttingen
T: 0551 / 770 80 08
F: 0551 / 770 80 09
bundesvorstand@rote-hilfe.de
www.rote-hilfe.de

V.i.S.d.P.: R. Bernert, PF 3255, 37022 Göttingen, E.i.S.

Information
der Roten Hilfe
zu Kontaktaufnahme
von VS und Staatsschutz

Das bisher Gesagte trifft ebenso auch auf 
den Staatsschutz zu. Der Staatsschutz ist 
die politische Abteilung der Kriminalpolizei. 
Die Sammlung von Informationen dient die-
sem Dezernat unmittelbar der Ermittlungs-
arbeit, das heißt, es versucht, linke Struktu-
ren zu durchleuchten, um sie direkt mit Ver-
fahren zu überziehen.

Als Abteilung der Kriminalpolizei hat der 
Staatsschutz jedoch die Rechte, die jede Po-
lizeibehörde hat. Ihm musst du die Informa-
tionen geben, die auf deinem Personalaus-
weis stehen und außerdem eine allgemeine 
Berufsbezeichnung (z. B. StudentIn, Arbeite-
rIn, Selbstständig) und mehr nicht. Um den 
Druck zu erhöhen, enden polizeiliche An-
quatschversuche manchmal mit einem Re-
vieraufenthalt und eventuell einer Erken-
nungsdienstlichen (ED-)Behandlung (Finger-
abdrücke, Fotos u. a.). Hiergegen solltest du 
Widerspruch einlegen. In der Regel werden 
sie versuchen, die ED-Behandlung einfach 
durchzuziehen. Im Nachhinein kann in Ab-
sprache mit Antirepressionsstrukturen auch 
anwaltlich hiergegen vorgegangen werden.

Egal was passiert: Keine Aussagen gegen-
über den Repressionsbehörden!
Es gibt nichts Entlastendes, was du nicht 
auch später in Absprache mit einem Anwalt/
einer Anwältin und GenossInnen sagen könn-
test, soweit es überhaupt jemals zu einem 
Verfahren gegen dich kommen sollte.

Staatsschutz

erstellt und herausgegeben von den
Rote-Hilfe-Ortsgruppen in Süddeutschland



Immer wieder kommt es zu Anquatschversuchen 
durch staatliche Behörden gegenüber politisch akti-
ven Menschen.
Ziel der Anwerbeversuche ist, Informationen über 
politische Initiativen und linke Strukturen zu gewin-
nen.
Betroffen sein können davon prinzipiell alle, die in 
irgendeiner Weise politisch aktiv sind oder Kontakt 
zur linken Szene haben.
Anquatschversuche kommen in der Regel unerwar-
tet, da die Behörden es darauf anlegen, die Betrof-
fenen zu überrumpeln und zu verunsichern. Umso 
wichtiger, sich gezielt auf einen möglichen Kontakt-
versuch vorzubereiten! Deshalb hier einige Informa-
tionen und Tipps.

Der VS ist der politische Inlandsgeheimdienst des 
deutschen Staates. Er verfügt über keine polizeilichen 
Befugnisse. Seine Aufgabe ist, die linke Szene zu 
durchleuchten und letzten Endes zu zerschlagen. Das 
heißt, er sammelt Informationen, wie Strukturen auf-
gebaut sind, wer sich mit wem wo organisiert usw. Da-
raus strickt er Lageeinschätzungen, die als Vorlagen 
für polizeiliche Behörden zur Kriminalisierung dienen.

Prinzipiell kann es jede und jeden treffen, die/der in 
Kontakt zur linken Szene steht. Die Erfahrung zeigt, 
dass die Behörden sehr breit vorgehen, gegen Antifa-
schistInnen, Anti-Atom-AktivistInnen, Leute, die sich 
für Freiräume einsetzen usw.
Jüngere AktivistInnen werden angesprochen, weil die 
Repressionsbehörden glauben, sie leichter unter Druck 
setzen zu können und weil sie denken, dass diese 
noch nicht „politisch gefestigt“ seien. Ähnliches er-
hoffen sie sich auch von Leuten, die sich aus ihrer 
Sicht „am Rand“ der Szene bewegen. Ehemals aktive 
Leute fallen genauso in dieses Raster, weil der Staat 
denkt, dass diese vielleicht leichter zum Verrat zu 
bringen sind. Immer wieder wurde jedoch auch ver-
sucht, langjährig aktive GenossInnen für eine Mitar-

beit anzuwerben, weil sie denken, über diese direkt an zentrale 
Infos zu gelangen.
Sie haben viel Zeit, sich auf einzelne Anwerbeversuche gezielt 
vorzubereiten. Dabei folgen sie verschiedenen Mustern, wen sie 
warum ansprechen.
Betroffen sein können alle!

Es handelt sich um geschultes Personal, das auf Anwerbetour ge-
schickt wird. Geschult darin, wie man verhört und darin, wie man 
Betroffene verunsichert und zum Reden bringt.
Die Behörden klingeln an deiner Haustür und stellen sich teils 
einfach als Mitarbeiter des Innenministeriums oder zunächst nur 
mit Decknamen vor. Oder sie passen dich in der Schule, am Ar-
beitsplatz oder auf der Straße ab.
Um AktivistInnen zur Mitarbeit zu bewegen bzw. zunächst einmal 
überhaupt eine Kommunikation aufzubauen, wurden schon die 
verschiedensten Methoden angewandt.

Eine kleine Auswahl:
• Drohungen: sie sagen z. B., dass sie deinem Umfeld (Arbeits-
platz, Eltern, Schule usw.) von deinen Aktivitäten erzählen oder 
dass du dich tief in juristischen Ärger begibst oder vielleicht ei-
nen Knast aufenthalt riskierst, wenn du nicht kooperierst

• Lockmittel: sie bieten dir für einzelne Informationen oder eine 
dauerhafte Mitarbeit Geld an oder versprechen, dir bei Ausbildung 
oder Jobsuche zu helfen oder stellen dir die Einstellung eines Ge-
richtsverfahrens in Aussicht

• Spaltung der Szene: bei internen Auseinandersetzungen in po-
litischen Strukturen versuchen sie, einen Keil hineinzutreiben; sie 
befragen dich zu Leuten, mit denen du Auseinandersetzungen 
hattest und versuchen, eine Entsolidarisierung zu erreichen

• Angebot zum angeblichen Informationsaustausch: sie bieten 
z. B. Informationen über Nazi-Strukturen im Austausch zu angeb-
lich unverfänglichen Infos über die linke Szene an, denn gegen 
Nazis seien sie ja auch

• Der „verständnisvolle Sozialarbeiter“: kommt insbesondere bei 
Jugendlichen zum Zug. Sie geben an, dass sie besorgt um dich 
seien, da du ja eigentlich „vernünftig“, aber leider in „falsche Ge-
sellschaft“ geraten bist.

Zunächst einmal: Kurz tief durchatmen und möglichst Ruhe 
bewahren! Dann: Jede Form eines Gespräches entschieden 
ablehnen! Egal wie blöd die Situation auch sein mag: mit den 
Verfolgungsbehörden zu sprechen, macht alles nur schlechter!
Es gibt auch keine Belanglosigkeiten. Alles, was die Leute 
vom VS zu dir sagen, dient dazu, ein Gespräch in Gang zu 
bringen. Alles, was du sagst, ist ein Signal für sie, dass sie 
vielleicht doch eine Chance bei dir haben. Lehne jede Kom-
munikation konsequent ab. Auch die Vorstellung, aus den Be-
amten Informationen herauszuholen, ohne selbst etwas Preis 
zu geben ist naiv und gefährlich! Das funktioniert nicht, 
schließlich sind sie genau darauf trainiert.
Der Verfassungsschutz hat keinerlei polizeiliche Befugnisse 
dir gegenüber. Gesetzlich gesehen hat er keine Druckmittel 
gegen dich. Wirf ihn raus, schick ihn weg!

Schreibe möglichst schnell ein kurzes Gedächtnisprotokoll: 
Wann wurdest du wo angequatscht? Wer hat angequatscht? 
Was haben sie gesagt? Mach den Anquatschversuch öffent-
lich! Insbesondere der VS als Geheimdienst fürchtet nichts 
mehr als eine kritische Öffentlichkeit. Zudem können sich 
deine GenossInnen vorbereiten, denn ein Anquatschversuch 
kommt selten alleine.
Sprich mit GenossInnen über den Vorfall und kontaktiere eine 
Anti-Repressionsgruppe vor Ort oder eine/n AnwältIn deines 
Vertrauens. Viele Adressen findest du unter www.rote-hilfe.de
Denke daran: es geht nicht nur um deinen Schutz, sondern 
auch um den Schutz deiner GenossInnen, FreundInnen und 
politischer Strukturen.

Leider kann auch mit Vorbereitung nicht ausgeschlossen wer-
den, dass mensch in einer Anquatschsituation mehr redet als 
gewollt. Sei es auch nur, weil mensch überrumpelt wurde, auf 
dreiste Anschuldigungen hin sich gerechtfertigt hat oder doch 
versucht hat, Infos über die Behörden herauszukriegen. Der 
einzige Weg, Schaden von dir und deinen GenossInnen abzu-
wenden, ist der offene Umgang damit! Sprich mit deinen Ge-
nossInnen darüber, damit diese Bescheid wissen und überlegt 
Euch gemeinsam, wie ihr mit der Situation umgeht.

Wie reagieren?

Wer ist der Verfassungsschutz?

Wer wird angequatscht?

Wie wird vorgegangen?

Und dann?

Was, wenn trotz allem geredet wurde?


